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eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 
UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat nach über-
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägi-
gen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-
ten Schutzgüter hervorgerufen werden können, so dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar-
gelegt.

Hamburg, den 31. Januar 2025

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 226

Bekanntgabe der Feststellung  
hinsichtlich einer UVP-Pflicht  

gemäß § 5 Absatz 2 UVPG
Die Firma Hamburg Energie Geothermie GmbH hat am 

26. November 2024 bei der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft – Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft – eine Genehmigung nach § 4 in Verbin-
dung mit § 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die 
Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Erzeugung 
von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitz-
tem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen (hier: Erd-
gas) in einer Verbrennungseinrichtung, mit einer Feue-
rungswärmeleistung von 1 MW bis weniger als 20 MW, bei 
Verbrennungsmotoranlagen oder Gasturbinenanlagen 
(Nummer 1.2.3.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV) auf dem 
Betriebsgrundstück Schlengendeich 10, 21107 Hamburg, 
beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach 
§ 7 UVPG in Verbindung mit § 5 UVPG hat nach überschlä-
giger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägigen 
Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das 
beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-
ten Schutzgüter hervorgerufen werden können, sodass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de/hh dargelegt.

Hamburg, den 31. Januar 2025

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 227

Aufstellungsbeschluss
Das Be zirks amt Wandsbek beschließt nach § 2 Absatz 1 

des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 20. Dezem-
ber 2023 (BGBl. I Nr. 394 S. 1, 28), für den Bereich am östli-
chen Ende der Flughafenstraße, westlich des Spielplatzes 
Lademannbogen, südlich des Rückhaltebeckens am Raak-
moorgraben und östlich des Raakmoorgrabens im Stadtteil 
Hummelsbüttel (Bezirk Wandsbek, Ortsteil 520) den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan Hummelsbüttel 30 aufzustel-
len (Aufstellungsbeschluss W 01/25).

Eine Karte, in der das Gebiet gekennzeichnet ist, kann 
beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des Be zirks-
amtes Wandsbek während der Dienststunden eingesehen 
werden.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: Flughafen-
straße, Westgrenze der Flurstücke 5117 und 5118 und die 
West- und Nordgrenze des Flurstücks 5119, der Nordgrenze 
des Flurstücks 5124, Nord- und Ostgrenze des Flurstücks 
4536, über das Flurstück 4534, über das Flurstück 4533, 
Südgrenze des Flurstücks 4533 der Gemarkung Hummels-
büttel, Bezirk Wandsbek, Ortsteil 520.

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Hummels-
büttel 30 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Entwicklung des ehemaligen Schulstandorts Flug-
hafenstraße 89 im Stadtteil Hummelsbüttel im Bezirk 
Wandsbek, direkt an der Grenze zum Bezirk Hamburg- 
Nord, zu einem Wohnquartier geschaffen werden. Das Vor-
haben sieht die Errichtung von 174 Wohneinheiten im 
preisgünstigen Geschosswohnungsbau vor.

Hamburg, den 21. Januar 2025

Das Be zirks amt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 227

Beteiligung der Öffentlichkeit  
zum Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Hummelsbüttel 30 

„Flughafenstraße“  
gemäß § 3 Absatz 2 BauGB

Das Be zirks amt Wandsbek hat beschlossen, für folgen-
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf die Betei-
ligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 20. Dezember 2023 
(BGBl. I Nr. 394 S. 1, 28), durchzuführen:

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Hummelsbüttel 30 
„Flughafenstraße“
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Das Plangebiet liegt am östlichen Ende der Flughafen-
straße, westlich des Spielplatzes Lademannbogen, südlich 
des Rückhaltebeckens am Raakmoorgraben und östlich des 
Raakmoorgrabens im Stadtteil Hummelsbüttel (Bezirk 
Wandsbek, Ortsteil 520) und wird wie folgt begrenzt: Flug-
hafenstraße, Westgrenze der Flurstücke 5117 und 5118 und 
die West- und Nordgrenze des Flurstücks 5119, der Nord-
grenze des Flurstücks 5124, Nord- und Ostgrenze des Flur-
stücks 4536, über das Flurstück 4534, über das Flurstück 
4533, Südgrenze des Flurstücks 4533 der Gemarkung Hum-
melsbüttel, Bezirk Wandsbek, Ortsteil 520.

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Hummels-
büttel 30 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Entwicklung des ehemaligen Schulstandorts Flug-
hafenstraße 89 im Stadtteil Hummelsbüttel im Bezirk 
Wandsbek, direkt an der Grenze zum Bezirk Hamburg- 
Nord, zu einem Wohnquartier geschaffen werden. Das Vor-
haben sieht die Errichtung von 174 Wohneinheiten im 
preisgünstigen Geschosswohnungsbau vor.

Bei diesem Bebauungsplan handelt es sich um einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 BauGB, dem 
ein Vorhaben- und Erschließungsplan mit einer rechtlich 
selbständigen kommunalen Wohnungsgesellschaft als Vor-
habenträgerin zu Grunde liegt. Hierzu wird ein Durchfüh-
rungsvertrag erarbeitet.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Hummelsbüttel 
30 dient der Innenentwicklung im Sinne von § 13a Absatz 1 
Nummer 1 BauGB und wird, da auch die übrigen gesetzli-
chen Voraussetzungen vorliegen, im beschleunigten Verfah-
ren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Absatz 4 BauGB aufgestellt. Es erfolgt der Hinweis, dass 
von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe 
nach § 3 Absatz 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezo-
gener Informationen verfügbar sind, sowie von der Zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 BauGB abge-
sehen wird.

Zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
Hummelsbüttel 30 (Verordnung mit textlichen Festsetzun-
gen, Planzeichnung, Vorhaben- und Erschließungsplan) 
mit seiner Begründung sowie die wesentlichen, bereits vor-
liegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informa-
tionen wird in der Zeit vom 10. Fe bruar 2025 bis ein-
schließlich 14. März 2025 die Beteiligung der Öffentlich-
keit durchgeführt. Die vorgenannten Unterlagen zur 
 Planung werden in diesem Zeitraum im Internet auf den 
Seiten des kostenlosen Dienstes „Bauleitplanung online“ 
unter

https://bauleitplanung.hamburg.de

veröffentlicht. Nach Auswahl des betreffenden Planver-
fahrens finden Sie die Unterlagen dort im Bereich „Plan-
unter lagen“.

Zusätzlich werden die Plan unter lagen sowie die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen und Informationen während der Dauer der oben 
genannten Beteiligungsfrist an Werktagen (außer sonn-
abends) montags bis donnerstags jeweils von 9.00 Uhr bis 
16.00 Uhr und freitags von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr öffentlich 
an folgendem Ort ausgelegt: Be zirks amt Wandsbek, 
Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung, Am Alten Post-
haus 2, IV. Obergeschoss, 22041 Hamburg.

Während der Dauer der oben genannten Beteiligungs-
frist können Stellungnahmen zum Bebauungsplan-Entwurf 
abgegeben werden.

Die Stellungnahmen sollen elektronisch (online) über-
mittelt werden über die Internet-Seite „Bauleitplanung 

online“ unter https://bauleitplanung.hamburg.de. Die 
Abgabe von Stellungnahmen ist auch per E-Mail an 
Stadt-und-Landschaftsplanung@wandsbek.hamburg.de 
sowie bei der oben genannten Dienststelle schriftlich oder 
zur Niederschrift möglich.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4a Absatz 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben.

Für Auskünfte und Beratungen zur Planung stehen die 
zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Facham-
tes Stadt- und Landschaftsplanung unter der Telefon-
nummer 040 / 4 28 81 - 34 57 oder per E-Mail unter 
Stadt-und-Landschaftsplanung@wandsbek.hamburg.de 
zur Verfügung.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung, die im Internet 
unter https://www.hamburg.de/wandsbek/datenschutzer-
klaerungen/ sowie am Bereitstellungs-/Auslegungsort hin-
terlegt ist.

Hamburg, den 21. Januar 2025

Das Be zirks amt Wandsbek

Amtl. Anz. S. 227

Öffentliche Plandiskussion  
zum Entwurf des Bebauungsplans  

Neugraben-Fischbek 75 „Königswiesen“  
mit paralleler Änderung  

des Flächen nutzungsplans  
und des Landschaftsprogramms  

gemäß § 3 Absatz 1 BauGB

Der Stadtentwicklungsausschuss der Bezirksversamm-
lung Harburg lädt alle interessierten Bürgerinnen und 
Bürger zu einer Informationsveranstaltung mit anschlie-
ßender Diskussion über den Entwurf des Bebauungsplans 
Neugraben-Fischbek 75 „Königswiesen“ mit paralleler 
Änderung des Flächennutzungsplans und des Landschafts-
programms ein (Öffentliche Plandiskussion).

Mit der Informationsveranstaltung soll die Öffentlich-
keit im Sinne von § 3 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3635), 
zuletzt geändert am 20. Dezember 2023 (BGBl. I Nr. 394 
S. 1, 28), möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung, über sich wesentlich unterschei-
dende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwick-
lung des Gebietes in Betracht kommen, und über die vor-
aussichtlichen Auswirkungen der Planung unterrichtet 
werden. Die Bürgerinnen und Bürger haben bei der Veran-
staltung Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung.

Das Plangebiet liegt westlich der Straße Flatterbinsen-
weg, südlich der Straße Königswiesen, nördlich der Bahn-
trasse Hamburg – Cuxhaven und östlich des Langen Torf-
grabens im Bezirk Harburg im Stadtteil Neugraben-Fisch-
bek (Ortsteil 715).
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